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Betreff 

Verwendung des kommunalen Investitionsbudgets 

 
 

Sachverhalt: 
 
Mit dem Ziel der Verbesserung der öffentlichen Infrastruktur und der Schaffung von Wirt-
schaftswachstum überlässt der Bund den Ländern gemäß Art. 143h Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes insgesamt 100 Mrd. € aus dem Sondervermögen Infrastruktur und Kli-
maneutralität zur Finanzierung von Investitionen in die Infrastruktur, die in die Aufgabenzu-
ständigkeit der Länder und Kommunen fällt (§ 1 LuKIFG). Aus dem auf den Freistaat Bayern 
entfallenden Anteil in Höhe von insgesamt rund 15,7 Mrd. € werden den bayerischen Kom-
munen bereits im Jahr 2026 3,9 Mrd. € bereitgestellt. Davon entfallen 2 Mrd. € auf ein neues 
kommunales Investitionsbudget. Vom kommunalen Investitionsbudget erhalten die kreis-
freien Gemeinden 23 %, die kreisangehörigen Gemeinden 57 % und die Landkreise 20 %. 
 
Maßgeblich für die Berechnung des kommunalen Investitionsbudgets ist die Einwohnerzahl 
unter Berücksichtigung der Umlagekraft. Für die Umlagekraft wird der Durchschnitt der Um-
lagegrundlagen der Jahre 2024 bis 2026 zugrunde gelegt. Bei den Einwohnerzahlen ist die 
Einwohnerzahl zum 31. Dezember 2024 oder der Durchschnitt der Einwohnerzahlen der 
vergangenen zehn Jahre, sofern dieser höher ist, maßgebend (analog zu den Schlüsselzu-
weisungen 2026, Art. 12a Abs. 2 Satz 3 i. V. m. Art. 3 Abs. 2 Satz 1 BayFAG). Die auf die 
Landkreise entfallenden Mittel werden auf die Landkreise im Verhältnis der Summe der 
kommunalen Investitionsbudgets ihrer kreisangehörigen Gemeinden aufgeteilt (Art. 12a Abs. 
3 Satz 3 BayFAG). 
 
Das Budget kann für Investitionsmaßnahmen in die kommunale Infrastruktur verwendet wer-
den. Hierunter fallen z. B. Verkehrsinfrastruktur, Krankenhaus-, Rehabilitations- und Pfle-
geinfrastruktur, Bildungsinfrastruktur oder Bevölkerungsschutz. Förderfähig sind Sachinvesti-
tionen, sofern sie der Erfüllung von kommunalen Aufgaben dienen. Nicht berücksichtigungs-
fähig sind laufende Ausgaben für z. B. Wartung, Instandhaltung, Betrieb oder Unterhalt. Die 
Investitionsmaßnahmen dürfen nicht vor dem 01.01.2025 begonnen worden sein.  
 
Die Förderung im Rahmen des kommunalen Investitionsbudgets ist zusätzlich zu Förderun-
gen des Bundes und des Freistaats Bayern möglich. Es gibt kein Doppelförderungsverbot. 
Das Investitionsbudget hat somit keine Auswirkung auf die bereits in Aussicht gestellte För-
derung nach Art. 10 BayFAG. 
 
Der Landkreis Freising hat mit Förderbescheid vom 15.05.2026 die Summe in Höhe von 
7.254.061 € zugewiesen bekommen. Die Mittel stehen ab sofort bereit und können für Inves-
titionen abgerufen werden. 
 
Der Neubau des Staatlichen Beruflichen Schulzentrums schreitet voran, laut Mittelabfluss-
planung werden mit zunehmendem Baufortschritt im zweiten Halbjahr 2026 voraussichtlich 
noch Mittel in Höhe von rund 14.000.000 € benötigt.  
 
Eine Vorabprüfung durch das zuständige Sachgebiet 63 ergab, dass die Verwendung des 
kommunalen Investitionsbudgets für den Bau des Berufsschulzentrums möglich ist.  
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Der Kreisausschuss hat die Angelegenheit in seiner Sitzung am 21.07.2026 vorberaten und 
einstimmig folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgende Beschlussfassung: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Mittel aus dem kommunalen Investitionsbudget abzuru-
fen und für das Investitionsvorhaben „Neubau Staatliches Berufliches Schulzentrum“ zu ver-
wenden.“ 
 
 
Personalbedarf: 
 
Keiner. 
 
Finanzierung: 
 
Im Haushalt 2026 wurden die Mittel aus dem kommunalen Investitionsbudget nicht einge-
plant, da zum Zeitpunkt der Haushaltserstellung die genauen Modalitäten sowie die Höhe 
der Förderung noch unbekannt waren.  
 
Der Landkreis Freising hat die vorhandene Liquidität abgebaut, so dass im April 2026 ein 
Kredit über 7.000.000 € zur Begleichung der Rechnungen für den Bau der Berufsschule auf-
genommen werden musste. Aufgrund der hohen kommenden Rechnungen für den weiteren 
Bau ist davon auszugehen, dass weitere Kreditaufnahmen im Jahr 2026 erfolgen müssen. 
Die nächste notwendige Kreditaufnahme ist bereits für Ende Juli/Anfang August avisiert.  
 
Eine Darlehensaufnahme über 7.254.000 € mit einer Laufzeit von 20 Jahren würde eine jähr-
liche Belastung in Höhe von 362.700 € aus Tilgungsleistungen bedeuten.  
Die Zinsen bewegen sich in einer Spanne von 3,0 % bis 3,5 %, der genaue Zinssatz kann 
erst bei Darlehensaufnahme genannt werden. Unterstellt man den Mittelwert von 3,25 %, 
entspricht dies einer anfänglichen jährlichen Zinsbelastung in Höhe von 235.755 €. Zins und 
Tilgung zusammen entsprechen, bezogen auf die Umlagegrundlagen 2026, einer Kreisumla-
ge von 0,18 %. 
 
Die Mittel aus dem kommunalen Investitionsbudget stehen zur Auszahlung bereit und kön-
nen unmittelbar abgerufen werden. Durch die Nutzung dieser Fördermittel verschiebt sich die 
nächste notwendige Kreditaufnahme 2026 zeitlich nach hinten, gegebenenfalls kann durch 
den Abruf der Mittel auf eine weitere Kreditaufnahme in 2026 verzichtet werden. Zudem ver-
ringert sich der Gesamtkreditbedarf zur Errichtung der Staatlichen Berufsschule um 
7.254.000 €.  
 
Damit reduzieren sich zusätzlich die daraus entstehenden finanziellen Belastungen aus 
Zinszahlungen und Tilgungsleistungen im Haushalt 2027 und den nachfolgenden Haushalts-
jahren deutlich. 
 
Die Zinsaufwendungen wirken sich als Teil des Ergebnishaushaltes direkt auf die Kreisumla-
ge aus. Gleichzeitig sind die Tilgungen über die Erträge aus laufender Verwaltungstätigkeit, 
welche hauptsächlich aus der Kreisumlage bestehen, zu finanzieren. Dies ist Voraussetzung, 
um die dauernde Leistungsfähigkeit des Landkreises Freising gegenüber der Regierung von 
Oberbayern als zwingende Voraussetzung für die Genehmigung des Haushaltes nachzuwei-
sen. 
 
Auf die gesamte Laufzeit von 20 Jahren wird durch den Abruf des kommunalen Investitions-
budgets für den Bau der Staatlichen Berufsschule der Landkreishaushalt und damit die 
kreisangehörigen Gemeinden um insgesamt rund 2.387.000 € Zinsen zuzüglich der erspar-
ten Tilgung entlastet.  



Landratsamt Freising Vorlage SG 13/018/2026 
 

 

Seite 3 von 3 

 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Mittel aus dem kommunalen Investitionsbudget abzuru-
fen und für das Investitionsvorhaben „Neubau Staatliches Berufliches Schulzentrum“ zu ver-
wenden. 
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